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Verfahrensvermerke
1. Der Aufstellungsbeschluss für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan "Biogasanlage am 
Ascharaer Kreuz" wurde vom Stadtrat der Stadt Bad Langensalza am 11.05.2023  gemäß 
§ 2 Abs. 1 BauGB gefasst und ortsüblich bekannt gemacht.

2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs.1 BauGB wurde nach Bekannt-
machung am 18.01.2024 im Amtsblatt der Stadt Bad Langensalza (Nr. 1/24, Jahrgang 21) 
durch Auslegung des Vorentwurfes und durch Veröffentlichung auf der Internetseite der 
Stadt vom 22.01.  bis zum 23.02.2024 durchgeführt. Die frühzeitige Behördenbeteiligung 
gem. § 4 Abs. 1 BauGB erfolgte mit Schreiben vom 20.12.2023.

3. Der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplans "Biogasanlage am Ascharaer Kreuz",
bestehend aus der Planzeichnung und der Begründung sowie dem Umweltbericht wurde vom 
Stadtrat der Stadt Bad Langensalza in der Sitzung am .............. gebilligt. Die öffentliche Aus-
legung der Unterlagen und die Beteiligung der Behörden und Nachbargemeinden wurden 
beschlossen.

4. Die Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs.2 BauGB wurde nach Bekanntmachung am 
................ im Amtsblatt der Stadt Bad Langensalza (Nr... , Jahrgang ......) durch Auslegung
des Entwurfes nebst Begründung mit Umweltbericht und durch Veröffentlichung auf der 
Internetseite der Stadt vom .......... bis zum ................... durchgeführt.  Die Behörden, Nach-
bargemeinden und weitere Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom .................
gem. § 4 Abs. 2 BauGB über die Auslegung informiert und um Abgabe einer Stellungnahme 
gebeten.

5. Der Stadtrat der Stadt Bad Langensalza hat in seiner Sitzung am ............ die zum Entwurf 
und zur Betroffenenbeteiligung eingegangenen Bedenken und Anregungen geprüft und einen 
Beschluss über deren Berücksichtigung gefasst (Abwägung gem. § 1 Abs. 7 BauGB).

6. Der Stadtrat der Stadt Bad Langensalza hat in seiner Sitzung am ............ den vorhaben-
bezogenen Bebauungsplan "Biogasanlage am Ascharaer Kreuz" in der Fassung vom ............ 
als Satzung beschlossen.
Die Begründung mit dem Umweltbericht wurde gebilligt.
Die Durchführung der Verfahrensschritte 1-6 wird bestätigt.

Bad Langensalza ,den.........................                                                 Bürgermeister/Siegel

7. Es wird bescheinigt,  dass dieFlurstücke mit ihren Grenzen und Bezeichnungen mit dem 
Liegenschaftskataster nach dem Stand vom .............................. übereinstimmen.

Leinefelde-Worbis, den.........................                                   Referatsbereichsleiter/Siegel

8. Die vom Stadtrat der Stadt Bad Langensalza in der Sitzung am .............. beschlossene 
Satzung desvorhabenbezogenen Bebauungsplans "Biogasanlage am Ascharaer Kreuz" 
wurde mit Verfügung des Landratsamtes Unstrut-Hainich-Kreis vom ..............  mit 
AZ .:................................. gem. § 10 BauGB genehmigt.

Mühlhausen,den.........................                                              LandratsamtUnstrut-Hainich-Kreis

9. Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieser Satzung mit seinen Festsetzungen durch Zeichnung, 
Farbe, Schrift und Text mit dem hierzu ergangenen Satzungsbeschluss des Stadtrates der Stadt 
Bad Langensalza vom .............. übereinstimmt. Satzung ausgefertigt:

Bad Langensalza ,den.........................                                                 Bürgermeister/Siegel

10. Bekanntmachung / Inkrafttreten (§ 10 BauGB):
Die Satzung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans "Biogasanlage am Ascharaer Kreuz"
wurde am ......................... im Amtsblatt der Stadt Bad Langensalza (Nr..... ) des Jahrgangs ..... 
vom .............. ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan tritt gemäß § 10 Abs.3 Satz 4 
BauGB mit der Bekanntmachung am ................  in Kraft.

Bad Langensalza ,den.........................                                                 Bürgermeister/Siegel

Quelle: Geoportal Thüringen 

ÜBERSICHTSPLAN

1.7 Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB)
Maßnahme B1: Erhalt der Baumreihe am westlichen Rand des Geltungsbereiches 3
Die auf dem Flurstück 180/1, Flur 5, Gemarkung Ufhoven, vorhandene aus standortgerechten, 
heimischen Gehölzen bestehende 882 m² große Baumreihe am westlichen Rand des Geltungs-
bereiches 3 ist zu erhalten.

2. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 97 ThürBO)
2.1 Fassadengestaltung
Für die Außenhüllen der geplanten Baukörper sind bei der farblichen Gestaltung blaue, grüne, 
weiße, graue, schwarze oder braune Farbpaletten zu verwenden.

3. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN ( 9 Abs. 6 BauGB)
3.1 Archäologischer Denkmalschutz
Aus dem Umfeld des Plangebiets sind bereits mehrere Fundplätze (u. a. Siedlungsreste der Bronzezeit) 
bekannt. Daher muss mit dem Auftreten weiterer Bodenfunde (Scherben, Knochen, Metallgegenstände, 
Steinwerkzeuge u.ä.) sowie Befunde (auffällige Häufungen von Steinen, markante Bodenverfärbungen, 
Mauerreste) - Bodendenkmale im Sinne des "Gesetzes zur Pflege und zum Schutz der Kulturdenkmale
im Land Thüringen" (Thüringer Denkmalschutzgesetz, Neubek. vom 14. April 2004), § 2, Abs. 7 
gerechnet werden.
Die Termine zum Beginn der Erdarbeiten sind uns mindestens zwei Wochen im Voraus dem Thüringer 
Landesamt  für Denkmalpflege und Archäologie mitzuteilen, damit eine denkmalfachliche Begleitung 
der Arbeiten durchgeführt werden kann.

4. HINWEISE
4.1 Anbauverbots-/Bauverbotszone zur Landesstraße L 2125
Die Bauverbotszone gilt für alle baulichen Anlagen, d.h. auch für Schächte, Becken, Löschwasser-
behälter, Trafostationen, Pumpanlagen, Wärmetauscher, Behälter, Werbeanlagen usw..
Einfriedungen parallel zur L 2125 sind unter Beachtung des Grenzverlaufs der Straße in einem 
Abstand von ca.1 m von der Grabenoberkante in Richtung des Baugrundstückes einzurücken.

4.2 Natur und Landschaft, Schutz- und Minderungsmaßnahmen
Vermeidungsmaßnahme V1 - Brutvogelschutz
Die Baufeldfreimachung bzw. der Beginn der vorbereitenden Arbeiten soll nur außerhalb der 
Vogelbrutzeit im Zeitraum vom 01. Oktober des Jahres bis zum 01. März des Folgejahres erfolgen. 
Sofern der Baubeginn im o. g. Zeitfenster liegt, kann eine Bautätigkeit ohne Unterbrechungen in 
die Brutzeit hinein fortgesetzt werden. Ein vorzeitiger Baubeginn ist nur möglich, wenn durch eine 
sachverständige Person nachgewiesen wird, dass zum Zeitpunkt der Vorhabenrealisierung keine 
Beeinträchtigung des Brutgeschehens erfolgt. 

Vermeidungsmaßnahme V2: Bodenschutz beim Bau
Bauarbeiten und Eingriffe in den Boden sind, in jeder Phase der Vorhabendurchführung, durch 
dafür geeignete Verfahren und Arbeitstechniken sowie unter Berücksichtigung des Zeitpunktes 
so zu planen und auszuführen, dass baubetriebsbedingte Bodenbelastungen (z.B. Verdichtung, 
Erosion, Vernässung und Vermischung verschiedener Substrate, Stoffeinträge) und sonstige 
nachteilige Bodenveränderungen auf das dafür unumgängliche Maß begrenzt werden sowie 
das Entstehen schädlicher Bodenveränderungen nicht zu besorgen ist.
Die fachlichen Anforderungen der DIN 19639 i. V. m. DIN 19731 i. V. m. DIN 18915 sind bei 
der Planung und Durchführung beachten.  

Vermeidungsmaßnahme V3: Erstellung eines Bodenschutzkonzeptes und Einsatz einer Boden-
kundlichen Baubegleitung
Zur Vermeidung/Abwehr schädlicher Bodenveränderungen und Minimierung von Bodenbeein-
trächtigungen sind Maßnahmen zum baubegleitenden Bodenschutz nach DIN 19639 durch 
Erstellung eines Bodenschutzkonzeptes und Einsetzung einer Bodenkundlichen Baubegleitung 
(BBB), durchzuführen. Im Bodenschutzkonzept sind alle bodenschutzrelevanten Aspekte des 
Vorhabens bis zum Bodenmanagement und der Verwertung von Überschussmassen 
darzustellen. Das Konzept gilt für die weitere Ausführungsplanung, Ausschreibung, Vorhaben-
durchführung, ggf. Rekultivierung / Nachsorge und Verwertung. 
Die Bodenkundliche Baubegleitung muss über die erforderlichen Fachkenntnisse zum Boden-
schutz verfügen. Die BBB erstellt das Bodenschutzkonzept, überwacht/betreut und dokumentiert 
die baubegleitenden Bodenschutzmaßnahmen.  

Vermeidungsmaßnahme V4: Begrenzung der Bodenversiegelung
Die Bodenversiegelung soll auf das für die geplante Nutzung erforderliche Maß begrenzt werden. 
Vollständig befestigte Wege und Flächen werden nur dort errichtet, wo dies erforderlich ist. 

Vermeidungsmaßnahme V5: Oberflächenwasserbewirtschaftung
Das auf den verunreinigten Flächen anfallende Niederschlagswasser wird in die Gärrestlager 
der Anlage eingeleitet und nach Zwischenspeicherung mit dem Gärrest auf landwirtschaftlichen 
Nutzflächen ausgebracht. Das auf einem Fahrzeug-Waschplatz anfallende verunreinigte Wasser 
wird in einer Sammelgrube zwischengespeichert und extern entsorgt. Beeinträchtigungen des 
Grundwassers werden somit vermieden.
Das auf den unverschmutzten Flächen anfallende Niederschlagswasser wird über ein Regen-
rückhaltebecken gedrosselt in den nördlich der Anlage verlaufenden Reifenheimer Graben 
eingeleitet werden. Erhöhte Abflussmengen in den Reifenheimer Graben werden über den 
Rückhalt und die gedrosselte Einleitung vermieden.

Vermeidungsmaßnahme V6: Rekultivierung von Freiflächen
Baustellenflächen, die nachfolgend keiner direkten Überbauung und Nutzung unterliegen, werden 
rekultiviert und in eine Grünlandnutzung überführt. Bodenverdichtungen werden aufgehoben und 
ein Saatplanum geschaffen. Die Flächen sind mit einer Grünlandeinsaat vollständig und dauerhaft 
zu begrünen und als Grünland zu nutzen. 

4.3 Kampfmitelgefährdung
Für die Planfläche ergaben sich keine Hinweise auf einen Kampfmittelverdacht. Es wird darauf 
hingewiesen, dass punktuelle Vergrabungen und Verkippungen von Kampfmitteln - auch in 
Gewässern -  sowie Munitionseinzelfunde nicht ausgeschlossen werden. Daher sollte das 
bauausführende Personal über das Verhalten beim Auffinden von Munition durch einen 
Befähigungsscheininhaber nach § 20 Sprengstoffgesetz (SprengG) belehrt werden. 

Rechtsgrundlagen
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017
(BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 
(BGBl. 2025 I Nr. 348) geändert worden ist

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung -
BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I
S. 3786), die durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176)
geändert worden ist

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts
(Planzeichenverordnung - PlanZV ) vom 18.12.1990 (BGBl. I v. 1991, S. 58), die zuletzt
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189) geändert worden ist

ThürBO - Thüringer Bauordnung vom 13. März 2014 (GVBl. S. 49), zuletzt geändert durch das 
Gesetz vom 02. Juli 2024 (GVBl. 2024 S. 298)

GRUNDLAGE DER PLANDARSTELLUNG
Plangrundlage "Lage- und Höhenplan Biogasanlage Ascharaer Kreuz" hergestellt durch 
Verrmessungsbüro Wiedemann ÖbVI, Gotha vom Juni 2023
Lagebezug ETRS 89; Höhenbezug NHN

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

1. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
1.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB und § 1 Abs. 2 BauNVO)
1.1.1 Sondergebiet Biogasanlage (§ 11 und § 14 BauNVO)
Das Sondergebiet "Biogasanlage" dient der Unterbringung von Vorhaben zur energetischen 
Nutzung von Biomasse (hier: nachwachsende Rohstoffe und Wirtschaftsdünger)
Zulässig sind:
1. Anlagen zur Biogaserzeugung, -aufbereitung und -einspeisung,
2. Anlagen zur Erzeugung von Strom und Wärme aus Biogas,
3. Anlagen zur Annahme und Lagerung der Roh-, Hilfs- und Einsatzstoffe,
4. Anlagen zur Aufbereitung der Reststoffe inkl. Gärreste,
5. Anlagen zur Lagerung der Nebenprodukte, Reststoffe, nachwachsende Rohstoffe und 
    Wirtschaftsdüngern,
6. Anlagen zur Nutzung der aus Biogas erzeugten Wärme
7. Anlagen zur Verflüssigung von Kohlendioxid
8. Anlagen zur Ableitung und Reinigung von Abluft
9. Anlagen zum Unterstellen von Maschinen und Lagerung von landwirtschaftlichen Produkten
10. die für die Oberflächenentwässerung und Löschwasserversorgung erforderlichen Anlagen
11. Photovoltaikanlagen, auf die für eine Solarnutzung geeigneten Dachflächen 
einschließlich der erforderlichen Zufahrten und Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO.

Auf der Grundlage des § 12 Abs. 3a BauGB sind nur Vorhaben zulässig, zu denen sich der 
Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet und welche der Aufzählung der 
Nr. 1 bis 11 entsprechen.  

1.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)
Es wurden maximale Gebäude-/Anlagenhöhen gemäß Eintragung in der Nutzungsschablone 
festgesetzt. Technische Anlagen sowie Abluft- und Abgasleiteinrichtungen (z.B. Schornsteine) 
sind davon ausgenommen. 

1.3 Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)
Auf den nicht überbaubaren Flächen können die Errichtung von Nebenanlagen im Sinne des 
§ 14 BauNVO, insbesondere auch Anlagen zur Oberflächenentwässerung, Wälle sowie Zufahrten 
zugelassen werden. Die Havarieschutzwälle sind von jeglicher Überbauung frei zu halten.

1.4 Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)
Das unbelastete Niederschlagswasser ist flächenhaft zu versickern oder entsprechend wieder-
zuverwenden. Notwendige Flächen oder Anlagen dazu sind neben den festgesetzten 
Versickerungsbecken im gesamten Geltungsbereich zulässig.

1.5 Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)
Maßnahme E2:     Entwicklung von Extensivgrünland
Umsetzung auf den Vorhabenflurstücken 208, 208/3, 208/4, 209/1, 209/2 und 210, Flur 6, 
Gemarkung Aschara, Geltungsbereich 1. Umwandlung von rd. 1.771 m² Intensivacker in Exten-
sivgrünland. Grünlandeinsaat (Regiosaatgutmischung, z.B. Grundmischung 70% Gräser / 
30% Kräuter & Leguminosen HK 5 / UG 5 - Mitteldeutsches Tief- und Hügelland nach 
RegioZert®) im Spätsommer bis Herbst. Entwicklungspflege dreimalige Mahd in den ersten drei 
bis fünf Jahren. Das Mahdgut ist abzuräumen. 
Unterhaltungspflege ein- bis zweischürige Mahd nicht vor dem 15. Juli mit Abfuhr des Mahdgutes. 
Bei nur einer jährlichen Mahd sollte diese nach der Samenreife ab September durchgeführt 
werden. Die Schnitthöhe > 6 cm. Kein Einsatz von Pflanzenschutzmitteln oder Düngung. 
Die Maßnahme ist dauerhaft zu sichern. 
Fertigstellung - ein Jahr nach Inbetriebnahme der Biogasanlage.
Die Modalitäten der Ausgleichsmaßnahme sowie ihre Entwicklungs- und Unterhaltungspflege 
werden im Durchführungsvertrag gesichert.

Maßnahme E3 und E4: Entwicklung von Blühflächen
Maßnahme E3:
Umsetzung auf dem Flurstück 176/1, Flur 4, Gemarkung Wiegleben, Geltungsbereich 2. Anlage 
einer Blühfläche mit einer Flächengröße von rd. 10.000 m² auf intensiv genutzter Ackerfläche. 
Rotation auf den um das haftende Flurstück liegenden Flächen in einer Entfernung von maximal 
1.000 m möglich. 
Hinweise zur Umsetzung der Maßnahme:
 - Einsaat einer standortspezifischen Saatgutmischung regionaler Herkunft unter Beachtung der 
   standorttypischen Segetalvegetation und vor allem unter Verwendung von mehrjährigen Arten,
 - reduzierte Saatgutmenge (max. 50-70% der regulären Saatgutmenge) zur Erzielung eines 
   lückigen Bestandes, Fehlstellen im Bestand belassen 
 - Mindestbreite der Fläche 20 m 
 - Abstandsregelung: offenes Gelände mit weitgehend freiem Horizont, wenige oder keine Gehölze 
   und anthropogene Strukturen; Mindestabstand zu Straßen und häufig frequentierten Wegen von 
   100 m, zu Einzelbäumen und Feldhecken mindestens 50 m, zu Baumreihen, Baumhecken und  
   Feldgehölzen mindestens 120 m und zu geschlossenen Gehölzkulissen mindestens 160 m und 
   zu Hochspannungsleitungen mindestens 100 m
 - Mindestdauer 3 Jahre auf derselben Fläche (danach entweder Umbruch und Nachsaat auf 
   derselben Fläche i.d.R. im Frühjahr bis Mitte April oder Einsaat auf einer anderen Fläche)
 - bei Flächenwechsel Belassen der Maßnahmenfläche bis zur Frühjahrsbestellung, um 
   Winterdeckung zu gewährleisten
 - jährliche Einschnittnutzung ab 15. September (Schnitttiefe nicht unter 20 cm) ist möglich 
 - keine Düngung (im Einzelfall und in Abstimmung mit der Naturschutzbehörde zulässig; 
   begrenzte, dem Entwicklungsziel angepasste Erhaltungsdüngung; Düngermenge begrenzen 
   max. auf Entzug) 
 - Verzicht auf Kalkung und Bewässerung 
 - keine Pflanzenschutzmittel (in Abstimmung mit der Naturschutzbehörde ggf.: Reduzierung 
   von konkurrenzstarken, nicht dem Entwicklungsziel entsprechenden Pflanzenarten) 
 - Verzicht auf Bodenbearbeitung einschl. mechanischer Unkrautbekämpfung im Zeitraum 
   15.3. bis 1.7.
Die Maßnahme ist dauerhaft zu sichern. Maßnahmenbeginn - Vegetationszeit vor Baubeginn. 

Maßnahme E4:
Umsetzung auf dem Flurstück 180/1, Flur 5, Gemarkung Ufhoven, Geltungsbereich 3. Anlage 
einer Blühfläche mit einer Flächengröße von rd. 35.371 m² auf intensiv genutzter Ackerfläche. 
Keine Rotation möglich.
Hinweise zur Umsetzung der Maßnahme:
 - Anlage einer Blühfläche unter Verwendung von gebietseigenen, standortangepassten Blüh-
   mischungen für die Aussaat gem. Thüringer KULAP-Mischungen (siehe Anlage 7 
   KULAP 2022 - Wahl der Blühmischung 1 oder 2 je nach Standort) 
 - Bei Herbsteinsaat/Spätsommereinsaat:
    - Bodenbearbeitung: grubbern um Gräser insbesondere Quecken, Disteln, Ampfer usw. 
      zurückzudrängen; bei Bedarf Bearbeitung ggf. mehrfach oberflächlich wiederholen; Her-
      stellung eines feinkrümeligen Saatbettes bspw. durch Kreiselegge
    - mehrjährige Blühmischungen: mind. 1,5 Jahre Standzeit, max. 3,5 Standjahre
    - Aussaatzeitraum: ca. 20. August bis ca. 15. September
    - nach der Aussaat anwalzen
 - bei Frühjahrseinsaat: 
    - Bodenbearbeitung: Fläche vor dem Winter grubbern/pflügen um Gräser insbesondere 
      Quecken, Disteln, Ampfer usw. zurückzudrängen; im Frühjahr nochmalige Bodenbearbeitung, 
      um erneut auflaufende Unkräuter mechanisch zu bekämpfen; Herstellung eines feinkrümeligen 
     Saatbettes bspw. durch Kreiselegge
    - mehrjährige Blühmischungen: mind. 1 Jahr Standzeit, max. 3 Standjahre
    - Aussaatzeitraum: Anfang bis Ende April
    - nach der Aussaat anwalzen
 - gelingt die Etablierung eines blütenreichen Pflanzenbestandes nicht, muss die Fläche erneut 
   bestellt werden
 - spätestens nach maximaler Standzeit entweder Nachsaat bzw. bei Unkrautdruck Umbruch 
   und Neuansaat
 - kein Einsatz von Dünger und Pflanzenschutzmitteln
 - Blühfläche verbleibt über die gesamte Standzeit auf der gleichen Fläche, keine Rotation
 - es muss eine Abgrenzung der gesamten Fläche durch Pfähle (bspw. Eichenpfähle) oder 
   Findlinge sichergestellt werden

Hinweise für die Entwicklungs- und Unterhaltungspflege:
 - im Jahr der Aussaat ist Pflegeschnitt durch hohes Abschlegeln möglich
 - in den Folgejahren im Zeitraum vom 01.07. bis 28.02. kann ein Pflegeschnitt in Form eines 
   Schröpfschnittes auf max. 70 % der Blühfläche erfolgen; der Schröpfschnitt kann abschnitts-
   weise erfolgen (z.B. im Herbst sowie im ausgehenden Winter Schnitt von je 30 % der 
   Blühfläche); das anfallende Schnittgut ist zu beräumen und nach Möglichkeit zu verwerten
 - bei bekanntem Brutvorkommen des Rebhuhnes ist die Mahd bzw. der Pflegeschnitt erst ab 
   15.08. zulässig
 - Mahdhöhe bzw. Pflegeschnitt durch Abschlegeln/Schröpfschnitt muss so gewählt werden, 
   dass Erneuerungsknospen austreiben können; Mindesthöhe über dem Boden 20 cm oder 
   höher (Richtwert 25 cm)
 - keine Bodenbearbeitung außer im Zusammenhang mit der Aussaat
Die Maßnahme ist dauerhaft zu sichern. 
Fertigstellung - ein Jahr nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes. 

1.6 Geh-, Fahr und Leitungsrechterechte (GFL-Recht) (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)
GFL-Recht 1:
Auf dem Flurstück 210, Flur 6 der Gemarkung Aschara wird zugunsten des Verbandswasser- 
werkes Bad Langensalza ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht für die Unterhaltung von einer unter-
irdischen Trinkwasserhausanschlussleitung festgesetzt. Diese Fläche darf nicht überbaut oder 
mit großen Bäumen, Sträuchern o. Ä. bepflanzt werden.

GFL-Recht 2:
Auf dem Flurstück 171/12, Flur 4 der Gemarkung Wiegleben wird zugunsten der Netze Bad 
Langensalza ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht für die Unterhaltung von unterirdischen Gas- 
und Elektroleitungen festgesetzt. Diese Fläche darf nicht überbaut oder mit großen Bäumen, 
Sträuchern o. Ä. bepflanzt werden.

1.7 Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB)
Maßnahme E1:      Entwicklung einer Strauch-Baumhecke
Entwicklung von Strauch-Baumhecken auf den Vorhabenflurstücken 171/14, Flur 4, Gemarkung 
Wiegleben und 208/3, Flur 6, Gemarkung Aschara, Geltungsbereich 1, am östlichen Rand des 
Betriebsgeländes. Breite Maßnahme rd. 3,00 m. Umwandlung von 822 m² Intensivacker in eine 
Strauch-Baumhecke. Gruppenpflanzung, d.h. mehrere Sträucher der gleichen Art in kleinen 
Gruppen (3-5 Stk.) über 1-2 Reihen mit durchschnittlichem Pflanzabstand von 1,50 m. Durch-
führung der Pflanzung im Spätherbst/Winterhalbjahr unter Meidung von Frostperioden. Zur 
Pflege und zum Erhalt Wässern, ggf. Mulchen. Bei Abgang von Gehölzen ist gleichartiger 
Ersatz zu leisten. Fertigstellung - ein Jahr nach Inbetriebnahme der Biogasanlage.
Pflanzenarten: 
-     Sträucher: Roter Hartriegel (Cornus sanguinea), Haselnuss (Corylus avellana), Pfaffenhüt-
      chen (Euonymus europaeus), Eingriffliger Weißdorn (Crataegus monogyna), Schlehe 
      (Prunus       spinosa), Hundsrose (Rosa canina), Schwarzer Holunder (Sambucus nigra),
-     Bäume: Feldahorn (Acer campestre), Birke (Betula pendula), Hainbuche (Carpinus betulus), 
      Stiel-Eiche (Quercus robur), Gewöhnliche Esche (Fraxinus excelsior), Wildapfel (Malus 
      sylvestris), Vogelkirsche (Prunus avium), Eberesche (Sorbus aucuparia)
Pflanzqualität:
-     Sträucher: leichter Strauch, 2triebig, mind. 1 x verpflanzt, Höhe 70 - 90 cm,
-     Bäume: Heister, mind. 2 x verpflanzt, Höhe 120 - 150 cm oder Höhe 150 - 200 cm

Detert Biomethan GmbH & Co. KG
Schacktor 49c
99947 Bad Langensalza

013/23 BP
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1. Planungsrechtliche Festsetzungen
1.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Sondergebiet
Zweckbestimmung: Biogasanlage (§ 11 und 14 BauNVO)

1. 2 Maß der baulichen Nutzung  (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

max.  Gebäudehöhe/ Anlagenhöhe über Höhensystem NHN (§§ 16, 18 BauNVO)

GRZ Grundflächenzahl (§S 16, 17, 19 BauNVO)

Füllschema der Nutzungsschablone:

Art der baul. Nutzung               max. Gebäudehöhe/
                                                        Anlagenhöhe

Grundflächenzahl                             Bauweise

1.3 Bauweise  (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

abweichende Bauweise (§ 22 Abs. 4 BauNVO)

Baugrenze (§ 23 Abs. 3 BauNVO)

1.4 Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

öffentliche Straßenverkehrsfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

private Straßenverkehrsfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Straßenbegrenzungslinie 

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

1.5 Flächen für die Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)

Zweckbestimmung: Regenwasserversickerung

1.6 private Grünfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

1.7 Maßnahmen und Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur 
und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 BauGB) 

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Boden, Natur und Landschaft (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen  (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB)

1.8 Sonstige Planzeichen

Umgrenzung von Flächen, die von Bebauung freizuhalten sind
Anbauverbotszone Landesstraße (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB)

Geh-, Fahr und Leitungsrechte (GFL-Recht) (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Grenzen der räumlichen Geltungsbereiche des Bebauungsplanes
(§ 9 Abs.7 BauGB)

geplante Anlagen

305,4 
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